
Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung documenta-Stadt
 
Kassel, 17.09.2009 

  

Niederschrift 
 

über die 36. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung 

am Mittwoch, 16.09.2009, 17.00 Uhr, 
im Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel 

 
 

 
Anwesende:   Siehe Anwesenheitsliste 
    (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Schulsozialarbeit 101.16.1384 
 
 

2. Betrieb der Mensen an Kasseler Grundschulen 101.16.1408 
 
 

3. Ausweitung der Schulsozialarbeit in Kassel 101.16.1421 
 
 

4. Schulassistenzen 101.16.1422 
 
 

5. Verhaltensberatung der Schulen in Krisensituationen 101.16.1423 
 
 

6. Stand der Planungen des Schulentwicklungsplanes 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 25.08.2008 
Bericht des Magistrats 
101.16.891 

 

 
Vorsitzende Jakat eröffnet die mit der Einladung vom 08.09.2009 ordnungsgemäß 
einberufene 36. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung, 
begrüßt die Anwesenden, darunter besonders Herrn Stadtkämmerer Dr. Barthel in 
Vertretung für Frau Stadträtin Janz sowie die neue Leiterin des Jugendamtes, Frau 
Osterbrink, und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
Zur Tagesordnung 
 
Gegen den Vorschlag der Vorsitzenden Jakat, die Tagesordnungspunkte 1 und 3 
wegen Sachzusammenhangs gemeinsam aufzurufen, erhebt sich kein Widerspruch. 
 
Weitere Änderungswünsche zur Tagesordnung werden nicht vorgetragen. 
 
Vorsitzende Jakat stellt die Tagesordnung in der geänderten Reihenfolge fest. 
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Die Tagesordnungspunkte 1 und 3 werden gemeinsam zur Beratung aufgerufen. 
 
 
 
 
 
 

1. Schulsozialarbeit 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.1384 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Schulsozialarbeiter/-innen sowie Sozialpädagogen und -
pädagoginnen sind an Kasseler Schulen eingesetzt? 

2. An welchen Kasseler Schulen wirken Schulsozialarbeiter/-innen sowie 
Sozialpädagogen und -pädagoginnen? 

3. Welche Aufgaben haben die Schulsozialarbeiter/-innen sowie die 
Sozialpädagogen und -pädagoginnen jeweils an diesen Schulen? 

4. Welche Arbeitszeiten haben die Schulsozialarbeiter/-innen sowie 
Sozialpädagogen und -pädagoginnen an Kasseler Schulen? 

5. Gibt es Schulsozialarbeiter/-innen sowie Sozialpädagogen und -pädagoginnen, 
die an mehreren Schulen tätig sind? 

6. Wer bezahlt und wie werden die Schulsozialarbeiter/-innen sowie die 
Sozialpädagogen und -pädagoginnen bezahlt? 

7. Wie hoch sind die für Schulsozialarbeit vorgesehenen Mittel im Haushalt 2009 
und 2010? 

8. Welchen Beitrag leisten das Land Hessen bzw. der Bund zur Schulsozialarbeit in 
Kassel? 

 
 
 
Amtsleiterin Steinbach, Schulverwaltungsamt, beantwortet die Anfrage der CDU-
Fraktion. Die Antwort ist nochmals in schriftlicher Form dieser Niederschrift als 
Anlage beigefügt. 
 
Nach ausführlicher Aussprache stellt Vorsitzende Jakat fest, dass der 
Tagesordnungspunkt erledigt ist. 
 
 
Die Anfrage ist von Amtsleiterin Steinbach, 
Schulverwaltungsamt, beantwortet. 
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3. Ausweitung der Schulsozialarbeit in Kassel 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von Kasseler Linke.ASG, FDP und der 
Stadtverordneten von AUF Kassel 
- 101.16.1421 - 

 
Gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird beauftragt bis zur Haushaltsberatung Vorschläge zur 
bedarfsorientierten Ausweitung der Sozialarbeit an den Schulen der Stadt Kassel 
im Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung vorzustellen. 

 
 
Stadtverordnete Dr. Wilde-Stockmeyer begründet den gemeinsamen Antrag, den sie 
nach ausführlicher Diskussion und einer kurzen Sitzungsunterbrechung wie folgt 
abändert: 
 
Geänderter gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird beauftragt, so schnell wie möglich Vorschläge zur 
bedarfsorientierten Ausweitung der Sozialarbeit an den Schulen der Stadt Kassel 
im Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung vorzustellen. Über den Umfang 
der Finanzierung ist mit dem Land Hessen zu verhandeln. 

 
 
Der Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke.ASG, FDP 
Ablehnung: CDU 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem geänderten gemeinsamen Antrag der Fraktionen von Kasseler 
Linke.ASG, FDP und der Stadtverordneten von AUF Kassel betr. 
Ausweitung der Schulsozialarbeit in Kassel, 101.16.1421, wird 
zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Bergmann 
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2. Betrieb der Mensen an Kasseler Grundschulen 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.1408 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Beabsichtigt der Magistrat, die Mensen der Kasseler Grundschulen in eigener 
Regie zu betreiben? 

2. Wenn ja, welche personellen und sächlichen Veränderungen und Fakten 
werden dafür geschaffen zu welchen zusätzlichen jährlichen Kosten? 

 
Stadtkämmerer Dr. Barthel beantwortet die Anfrage der CDU-Fraktion, die 
anschließend von Vorsitzender Jakat für erledigt erklärt wird. 
Die Antwort ist in schriftlicher Form dieser Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
Die Anfrage ist von Stadtkämmerer Dr. Barthel beantwortet. 
 
 
 
 

4. Schulassistenzen 
Anfrage der SPD-Fraktion 
- 101.16.1422 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viel Kinder sind von der Streichung der Schulassistenz betroffen? 
2. Welche Schulen besuchen die betroffenen Kinder? 
3. Welche seelische Behinderung haben die betroffenen Kinder? 
4. Aus welchem Grund ist die Schulassistenz gestrichen? 
5. Warum sind die Eltern so spät über die Streichung informiert worden? 
6. Was bedeutet die Streichung der Schulassistenz für die betroffenen Kinder? 

 
 
Stellv. Amtsleiter Ziegler (Jugendamt) und Abteilungsleiter Dr. von Soest (Abteilung 
Allgemeine Soziale Dienste des Jugendamtes) beantworten die Anfrage der SPD-
Fraktion und zahlreiche Rückfragen der Ausschussmitglieder. 
 
Vorsitzende Jakat stellt abschließend fest, dass die Anfrage erledigt ist. 
 
Die Anfrage ist vom stellv. Leiter des Jugendamtes, Herrn 
Ziegler, und dem Leiter der Abteilung Allgemeine Soziale 
Dienste des Jugendamtes, Herrn Dr. von Soest, beantwortet. 
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5. Verhaltensberatung der Schulen in Krisensituationen 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD, CDU, B90/Grüne und FDP 
- 101.16.1423 - 

 
Gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, Vertreterinnen und Vertreter des 
Polizeipräsidiums Nordhessen und Vertreterinnen und Vertreter der AG 
„Netzwerk gegen Gewalt“ in die nächste Sitzung des Ausschusses für 
Schule, Jugend und Bildung einzuladen, um über die Verhaltensberatung 
der Schulen in Krisensituationen sowie über die Zweckmäßigkeit von 
zusätzlichen sicherungstechnischen Maßnahmen in den Kasseler Schulen 
zu informieren. 

 
 
 
Stadtverordneter Dr. von Rüden begründet den gemeinsamen Antrag. 
 
 
 
Der Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
nicht anwesend: FDP 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen von SPD, CDU, B90/Grüne und 
FDP betr. Verhaltensberatung der Schulen in Krisensituationen, 
101.16.1423, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. von Rüden 
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6. Stand der Planungen des Schulentwicklungsplanes 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 25.08.2008 
Bericht des Magistrats 
101.16.891 

 
Beschluss 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, im Hinblick auf den im Frühjahr 2009 
vorzulegenden Schulentwicklungsplan in den Sitzungen des Ausschusses für 
Schule, Jugend und Bildung bis zum Vorlagetermin regelmäßig über den 
aktuellen Planungsstand zu berichten. 

 
 
Amtsleiterin Steinbach, Schulverwaltungsamt, gibt einen aktuellen Sachstandsbericht 
ab und es schließt sich eine kurze Aussprache an. 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18.50 Uhr 
 
 
 
 
 
 
Gabriele Jakat Elisabeth Spangenberg 
Vorsitzende Schriftführerin 
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